
?

I
I

Ä

h^conpass-g€sellschaftsvertEg

5 1 Firma und Si'z, Dauer, Geschäfbjahr

1. Die Firma der Gesellschaft lautet:

coilPASS - PSYGHOSOZIALE PRAXIS gcmbH

2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Berlin.

3. Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Geschäftsjahr ist das

Kalenderjahr.

$2 Gegensaard

Gegenstand der Gesellschaft ist die Förderung der Jugendhife. Die Gesellschaft

verfolgit ihre Zwecke insbesondere durch

- die Unterstützung von Kindern und Jugendlichen bei der Bewältigung von indivi-

duellen und familiären Problemen auf ihrem Weg zur Verselbständigung (S 30

SGB Vlll, Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer),

- di? 9rltglrqlTqr8 päq?gggigshgr ur'.{ gB€!sr'.{eT LeicluRgeß ttr FamitiBn in NsF
situationen zur Übenrrindung von Krisen und Alltagsproblemen (S 31 SGB Vlll,

sozialpädagogische Familienhilfe),

die Beratung, Begleitung und Unterstotzung junger Menschen, die in ihrer Ent-

wicklung aufgrund ihrer aKuellen Lebenssituation gefährdet sind (S 35 SGB Vlll,

intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung),
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- die Durchführung von betreutem Wohnen für junge Menschen, die zeitweise, für

längere Zeit oder bis zur Verselbständigung nicht in ihrem familiären Umfeld her-

anreifen können und sozialpädagogischer Unterstützung bedürfen (S 27 SGB Vlll

i.V.m. S 34 SGB Vlll, betreute (Heim, Wohnformen).

S 3 Stammkapital

1. Das Stammkapital der Gesellschaft bekägt 25.000 Euro. Es ist in bar einzuzahlen.

Es ist zu 50 % sofort fällig und in Höhe des Restes, sobald dies die Gesellschaf-

terversammlung beschließt oder sobald der Rest von der Geschäftsführung ein-

gefordert ist.

Von dem Stammkapital übernehmen

Daniel Emeringer

Oliver Karsitz

24.900,00 €

100,00 €

S 4 GemeinnüEigkeit

1. Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke

im Sinne der Abgabenordnung. Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster

Linie eigenwirtschaft liche Zwecke.

2. Mittel der Gesellschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke veMendel

werden. Die Gesellschafter/innen erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Ei-

genschaft als Gesellschafter/innen auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mit-

teln der Gesellschaft. S 4 (4) dieses Gesellschaftsvertrags bleibt unberührt.



3. Die Gesellschafter/innen erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung der

Gesellschaft oder bei Wegfall ihrer steuerbegünstigten Zwecke nicht mehr als ih-

re eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer Sacheinlagen zu-

rück. Die Gesellschaft darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der

Gesellschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen be-
günst igen.

4. Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall ihrer steuerbegünstigten Zwecke

fällt das Vermögen der Gesellschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der

Gesellschafter/innen und den gemeinen Wert der von den Gesellschafter/innen
geleisteten Sacheinlagen übersteigt, an eine steuerbegünstigte Mitgliedsorgani-

sation des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes (DPWV), die es aus-

schließlich und unmittelbar zur Förderung der Jugendhilfe zu veMenden hat.

S 5 Geschäftsführung

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer.

2. Sind mehrere Geschäftsführer vorhanden, wird die Gesellschaft durch je zwei ce-

schäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer in cemeinschafi

mit einem Prokuristen vertreten. Die Gesellschafterversammlung kann einem oder

mehreren Geschäftsführern die Befugnis zur alleinigen Vertretung der Gesell

schaft erteilen. Sie kann einen oder mehrere Geschäftsführer durch Beschluß, der

einer Mehrheit von 4/5 der abgegebenen Stimmen bedarf, Befreiung von den Be-

schränkungen des S 181 BGB oder vom gesetzlichen Wettbewerbsverbot erteilen.

Sind die Geschättsführer gleichzeitig Gesellschafter, sind sie vom Wettbewerbs-

verbot befreit.

S 6 Gese/rschafteNersammlungen

1. Gesellschafterversammlungen berufen die Geschäftsführer ein. Jeder Ge-

schäftsführer ist allein einberufungsberechtigt. Abweichend von S 50 cmbHc

kann jeder Gesellschafter die Einberufung einer Versammlung verlangen.



3.

Jeder Gesellschafter ist schriftl ich mit eingeschriebenem Brief unter Angabe des

Ortes, der Zeit und der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens zwei Wo-

chen einzuladen. Der Lauf der Frist beginnt am zweiten Tag nach Aufgabe zur

Post, wobei der Versammlungstag bei der Berechnung der Frist nicht mitgezählt

wird. Für die Wahrung der Einberufungsformalien kommt es nur auf diese einge

schriebene Einberufung an. Daneben ist jeder Gesellschafter, sofern er der Ge-

sellschaft schriftl ich eine Telefax-Nummer oder eine E-Mail-Adresse mitteilt,

gleichzeitig auch per Telefax oder E-Mail zu laden.

Gesellschafterversammlungen sind nur beschlußfähig, wenn mindestens 75 %

des Stammkapitals vertreten sind.

4. Gesellschafterversammlungen finden grundsätzlich in den Geschäftsräumen der

Gesellschaft statt. Die Versammlung wählt mit der Mehfheit der abgegebenen

Stimmen einen Vorsitzenden. Dieser leitet die Versammlung. Jeder Gesellschafter

kann sich in der Gesellschafierversammlung durch einen Mitgesellschaftef oder

einen zur beruflichen Verschwiegenheit verpflichteten Dritten aufgrund schrifi l i-

cher Vollmacht vertreten lassen.

S 7 Geserrschafaerbeschrüsse

1. Die Gesellschafter fassen die Beschlüsse in Versammlungen. Beschlüsse außer-

halb von Versammlungen können sie, soweit nicht zwingendes Recht eine andere

Form vorschreibt, schriftl ich, mündlich, auch fernmündlich, per Telefax oder

E-Mail fassen, wenn sich jeder Gesellschafter an der Abstimmung beteiligi. Uber

jeden Beschluß ist vom Vorsitzenden der vorherigen Gesellschafterversammlung

eine Niederschrift anzufertigen.

2. Gesellschafterbeschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen

Stimmen gefaßt, soweit nicht das Gesetz oder dieser Gesellschaftsvertrag eine

größere Mehrheit vorsehen. Anderungen dieses Gesellschaftsvertrages bedürfen

einer Mehrheit von mehr als drei Viertel aller vorhandenen Stimmen. Abgestimmt

wird nach Geschäftsanteilen. Je 100 Euro eines Geschäftsanteiles gewähren eine

Stimme. S 47 Abs. 4 GmbHG findet keine Anwendung.



3. Die Anfechtung von Gesellschafterbeschlüssen ist nur innerhalb einer Frist von

einem Monat nach Zustellung des Protokolls möglich.

S 8 Jahresabschruß und Gewinnvetwendung, Geschäftsverkehr

L Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluß (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung und Anhang) sowie, falls gesetzlich oder durch Gesellschafterbeschluß vor-

geschrieben, den Lagebericht für das abgelaufene Geschäftsjahr aufzustellen

und, falls Gesetz oder Gesellschafterbeschluß eine Prüfung vorsehen, dem

Abschlußprüfer vorzulegen.

2. Die Geschäftsführer haben den Gesellschaftern den Jahresabschluß und einen

etwaigen Lagebericht - soweit eine Prüfung nach Handelsrecht zu erfolgen hat -

gemeinsam mit dem schriftl ichen Prüfungsbericht des Abschlußprüfers unverzüg-

lich nach Fertigstellung mit ihren Vorschlägen zur Gewinnverwendung zur

Beschlußfassung vorzulegen.

$ 9 Übertragung von Geschäfbanteilen

1. Die Ubertragung von Geschäftsanteilen oder von Teilen von Geschäftsanteilen

bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung aller Gesellschafter. S 17 Abs. '1

GmbHG bleibt unberilhrt.

2. Den übrigen Gesellschaftern steht im Verhältnis ihrer Beteiligung ein Vorkaufs-

recht zu. Macht ein Gesellschafter von seinem Vorkaufsrecht nicht innerhalb von

zwei Monaten durch schriftl iche Erklärung Gebrauch, geht das Recht anteilig auf

die verbleibenden Gesellschafter über. Falls mehrere Vorkaufsberechtigte ihre

Vorkaufsrechte ausüben, ist der Geschäftsanteil nach dem Verhältnis der Anteile

der Vorkaufsberechtigten zu teilen, wobei die neuen Teilgeschäftsanteile durch
'100 Euro teilbar sein müssen. Der Erwerb durch Vorkaufsberechtiqte bedarf nicht

der Zuslimmung gemäß Abs. '1.



3. Uben die Vorkaufsberechtigten das Vorkaufsrecht gemäß Abs. 2 nicht aus, sind

die Gesellschafter zur Erteilung der Zustimmung gemäß S I Abs. 1 des Vertrages

verpflichtet, es sei denn, es liegt ein von ihnen zu beweisender wichtiger, in der

Person des Käufers lieoender Grund vor.

S 10 Einziehung (Amoftisation)

1. Die Einziehung von Geschäftsanteilen mit Zustimmung des betroffenen Gesell-

schafters ist zulässig.

2. Die Zwangseinziehung von Geschäftsanteilen eines Gesellschafters ohne dessen

Zustimmung ist zulässig, wenn

a) der Geschäftsanteil gepfändet und die Pfändung nicht innerhalb von drei Mo-

naten, spätestens bis zur Verwertung des Geschäftsanteils aufgehoben wird;

b) das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Gesellschafters eröffnet oder

dessen Eröffnung mangels lvlasse abgelehnt wird;

c) in der Person des Gesellschafters ein Grund vorliegt, der seinen Ausschluß

rechtfertigt;

d) der Gesellschafter seinen Austritt aus der Gesellschaft erklärt;

e) der Gesellschafter stirbt oder

0 sonstige wichtige Gründe in der Person des Gesellschafters vorliegen, wie ein

schwerer Verstoß gegen die Treuepflicht des Gesellschafters.

3. Die Einziehung bedarf eines Gesellschafterbeschlusses, der mit einer Mehrheit

von mindestens 75 o/o det Stimmen gefaßt wird. Der von dem Einziehungs-

beschluß betroffene Gesellschafter hat kein Stimmrecht.

S 11 Einziehungsvergütung

1. Die Einziehung ist zu vergüten. Die Vergütung besteht in einem Geldbetrag in Hö-

he von drei Vierteln des Verkehrswertes des eingezogenen Geschäftsanteils,

höchstens aber in Höhe des auf den Geschäftsanteil eingezahlten Betrages.
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2. Die Einziehungsvergütung kann in bis zu drei Raten jeweils zu den drei dem Ein-

ziehungsbeschluß folgenden Bilanzstichtagen gezahlt werden.

S 12 Abtretungsverlangen stalt Einziehung

Staft der Einziehung kann die Gesellschaft nach ihrer freien Wahl verlangen, daß der

Geschäftsanteil an die Gesellschaft, eine von ihr bezeichnete dritte Person oder an

die übrigen Gesellschafter im Verhältnis ihrer Beteiligung abgetreten wird. Das Ab-

tretungsverlangen an eine dritte Person bedarf eines Gesellschafterbeschlusses mit

3/4 Mehrheit der Stimmen. S 
'17 GmbHG bleibt unberührt.

S 13 Kündigung oder Tod eines Gesellschafters

1. Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft mit einer Frist von zehn Monaten zum

Ende eines Geschäftsjahres kündigen. Die Kündigung bedarf zu ihrer Wirksam-

keit der Schriftform. Sie ist mittels einoeschriebenen Briefes an die Gesellschaft

auszusDrecnen.

2. Die Gesellschaft ist aufgelöst, wenn die Gesellschaft nicht innerhalb von sechs

lvonaten seit Zugang der Kündigung die Einziehung aller Geschäftsanteile des

kündigenden Gesellschafters gemäß S 10 erklärt oder deren Abtretung gemäß

S 12 verlangt. Der kündigende Gesellschafter nimmt ggf. an der Abwicklung teil.

3. lm Fall des Todes eines Gesellschafters wird die Gesellschaft nicht aufgelöst,

sondern mit dessen Erben oder den sonstigen von Todes wegen Begünstigten

fortgesetzt, sofern die Gesellschatt nicht innerhalb von sechs Monaten ab Kennt-

nis des Todes gemäß 55 10 und 11 die Einziehung des Geschäftsanteils be-

schließt oder dessen Abtretung verlangt. Die Erben des verstorbenen Gesell-

schafters haben beider Beschlußlassuno kein Stimmrecht.



S 14 Schriftform

Alle das Gesellschaftsverhältnis betreffenden Vereinbarungen zwischen Gesell-

schaftern oder zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern bedürfen zu ihrer Wirk-

samkeit der Schriftform, soweit nicht kraft Gesetzes notarielle Beurkundung vorge-

schrieben ist. Das gilt auch für einen etwaigen Verzicht auf das Erfordernis der

Schriftform.

S 15 Salvatorische Klausel

Falls einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden sollten

oder dieser Vertrag Lücken enthält, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Be-

stimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Beslimmung gilt diejenige wirk-

same Bestimmung als vereinbart, welche Sinn und Zweck der unwirksamen Bestim-

mung entspricht. lm Falle von Lücken gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die

dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart worden wäre,

hätte man die Angelegenheit von vornherein bedacht.

S 16 Gerichtsstand

Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft.

S 17 Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundesanzeiger.

S 18 Gründungsaufwand

Die Gesellschaft lrägt die mit ihrer Gründung verbundenen Kosten bis zur Höhe von

3.000 Euro.



:--l
Hierdurch bescheinige ich, dass die geänderte Bestimmung des vorstehenden
Gesellschaftsvertrages mjt dem Beschluss über die Anderung des Gese,.
schaftsvertrages vom 19.08.2004 und die unveränderten Bestimmungen mit dem
zulelzl zum Handelsregister eingereichten Wor aut des Gesellschaftsvertrages
übereinstimmen.

Bedin, den 23.08.2004

I
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Notar


